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Luzern, 18. Oktober 2017 / BK 
 
 
Bundesgesetz über die Verrechnungssteuer 
Vernehmlassungsantwort 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
 
Die Zentralschweizerische Vereinigung diplomierter Steuerexperten (ZVDS) ist ein im Jahr 
1996 gegründeter Verein mit Sitz in Luzern. Sie ist ein Zusammenschluss von im Steuerex-
pertenberuf tätigen natürlichen Personen in den Kantonen Luzern, Zug, Nidwalden, Obwal-
den, Schwyz und Uri. Die ZVDS hat sich zum Ziel gesetzt, durch Information der Öffentlich-
keit, mittels Durchführung von Diskussionsabenden sowie durch Teilnahme an Vernehmlas-
sungsverfahren einen Beitrag zur Weiterentwicklung des Steuerrechts zu leisten. 
 
An der Verfassung dieser Stellungnahme waren folgende Mitglieder unserer Vereinigung (in 
alphabetischer Reihenfolge) beteiligt: 
 
Renato Belchior: Dienststelle Steuern des Kantons Luzern 
Thomas Bitzi: Bitzi Treuhand AG, Sursee 
Béatrice Hunkeler: Hunkeler Tax Consultants, Küssnacht 
Bruno Kaech: Gewerbe-Treuhand AG, Luzern 
Marc Nideröst: Treuhand- und Revisionsgesellschaft Mattig-Suter und Partner, Schwyz 
Dieter Steiger: Rechtsanwalt und Notar, Luzern 
 
Der Vorsteher des Eidg. Finanzdepartements hat mit Schreiben vom 28.06.2017 das Ver-
nehmlassungsverfahren zum Bundesgesetz über die Verrechnungssteuer eröffnet. Gerne 
nehmen wir im Namen der Zentralschweizerischen Vereinigung diplomierter Steuerexperten 
ZVDS zur Vernehmlassungsvorlage wie folgt Stellung: 
 
1. Vorbemerkung  
 

Der Hauptzweck der Verrechnungssteuer besteht primär darin, die Einkommenssteuer 
auf bestimmten beweglichen Erträgen zu sichern. Werden die mit der Verrechnungs-
steuer belasteten Einkünfte mit den direkten Steuern abgerechnet, so wird die Verrech-
nungssteuer zurückerstattet. Damit hat sie ihre Sicherungsfunktion erfüllt. Werden aber 
verrechnungssteuerbelastete Einkünfte nicht mit den direkten Steuern erfasst, so unter-
bleibt die Rückerstattung der Verrechnungssteuer und diese wird zur definitiven Belas-
tung. Wir stellen fest, dass der eigentlich klare Grundsatz in der Vergangenheit immer 
mehr mit Einschränkungen durchbrochen wurde, letztmals 2014 mit dem Kreisschreiben 
Nr. 40. 
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2. Art. 23 VStG 
 

Vorliegend soll im Rahmen der Teilrevision des Verrechnungssteuergesetzes Art. 23 
geändert werden. Bevor die vorgeschlagene Regelung gewürdigt wird, macht es Sinn, 
einen Blick zurück zu werfen. 

 
Art. 23 VStG ist am 1. Januar 1967 in Kraft getreten. Der Wortlaut der Bestimmung hat 
sich bis heute nicht verändert. Was jedoch die Auslegung des Gesetzestextes im Hin-
blick auf die Rückerstattung der Verrechnungssteuer betrifft, so hat die EStV die Verwal-
tungspraxis in den letzten 50 Jahren erheblich verschärft. 

 
Die erste Verschärfung der Rückerstattungspraxis erfolgte mit dem Kreisschreiben Nr. 8 
vom 8. Dezember 1978, wonach eine Rückerstattung der Verrechnungssteuer in Hinter-
ziehungsfällen nicht mehr möglich war. Bis zum diesem Zeitpunkt wurde die Verrech-
nungssteuer, dem Zweck als Sicherungssteuer entsprechend, selbst in Hinterziehungs-
fällen zurückerstattet, da die entsprechenden Einkünfte letztlich auch mit den direkten 
Steuern abgerechnet wurden. Bei einem schuldhaften Verhalten konnte ja eine Busse 
ausgesprochen werden. Mit dem erwähnten Kreisschreiben Nr. 8 führte die EStV in Hin-
terziehungsfällen, nebst der Busse, eine neue Sanktion ein, nämlich die Verweigerung 
der Verrechnungssteuerrückerstattung. Dies war der erste wesentliche Einbruch in das 
Verrechnungssteuersystem als Sicherungssteuer. Das Bundesgericht hat diese Praxis 
zwar geschützt, aber zumindest führte damals eine Unachtsamkeit oder Unbeholfenheit 
bei der Deklaration der verrechnungssteuerbelasteten Einkünfte noch nicht zur Verwei-
gerung der Verrechnungssteuerrückerstattung. 

 
Eine erneute Verschärfung der Rückerstattungspraxis strebte die EStV vor etwa 10 Jah-
ren an, wonach eine steuerpflichtige Person nur noch dann in den Genuss der Rücker-
stattung der Verrechnungssteuer kommen soll, wenn sie die entsprechenden Einkünfte 
ordnungsgemäss deklariert hat, unabhängig davon, ob eine Hinterziehungsabsicht vor-
liegt oder nicht. Letztlich hat das Bundesgericht auch dieses Ansinnen in zwei Entschei-
den in den Jahren 2011 und 2012 geschützt und die EStV hat die beiden Urteile im 2014 
zum Anlass genommen, eine noch strengere Verwaltungspraxis zur Rückerstattung der 
Verrechnungssteuer im Kreisschreiben Nr. 40 zu zementieren. 

 
Es ist nicht zu übersehen, wie die Verwaltung mit ihrer Praxis den ursprünglichen Cha-
rakter der Verrechnungssteuer als Sicherungssteuer ausgehöhlt und zunehmend zu ei-
ner weiteren Sanktion, nämlich der Verweigerung der Verrechnungssteuerrückerstat-
tung, ausgebaut hat. Bei einer Steuerbusse muss wenigstens ein Verschulden vorliegen, 
was bei der Verweigerung der Rückerstattung der Verrechnungssteuer nicht erforderlich 
ist. Die Sanktion der Rückerstattungsverweigerung kommt heute selbst dann zum Zug, 
wenn eine Deklaration der entsprechenden Einkünfte schlicht vergessen gegangen ist 
und das Verhalten des Steuerpflichtigen keine Steuerbusse rechtfertigen würde. Eine 
solche Strenge ist unter rechtstaatlichen Gesichtspunkten nicht haltbar. 

 
Die Eidg. Steuerverwaltung und der Bundesrat haben die neue Praxis bislang mit dem 
Argument verteidigt, dass sie nur die bundesgerichtliche Rechtsprechung durchsetzen 
würden. Dabei wird aber übersehen, dass es jeweils die EStV war, welche die Praxis-
verschärfungen über die Jahre hinweg initiiert und bis zu einem letztinstanzlichen Ent-
scheid weiterverfolgt hat. In letzter Zeit musste jedoch der Gesetzgeber verschiedentlich 
Bundesgerichtsentscheide durch neue Gesetzesbestimmungen ersetzen, da diese 
volkswirtschaftlich schädlich waren und politisch für Unmut sorgten. So auch aktuell im 
Bereich der Rückerstattung der Verrechnungssteuer. 
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3. Würdigung der neu vorgeschlagenen Bestimmungen 
 

Wir begrüssen es, dass der Bundesrat den dringenden Handlungsbedarf im Zusammen-
hang mit der heutigen Rückerstattungspraxis bei der Verrechnungssteuer erkannt hat. 
Wir sind auch guter Dinge, dass der Bundesrat die Verrechnungssteuer damit wieder in 
die Nähe des ursprünglichen Hauptzweckes als Sicherungssteuer rücken will. Jedoch 
geht die Revisionsvorlage leider zu wenig weit: 
 
−  Positiv hervorzuheben ist, dass die Verrechnungssteuer inskünftig auch dann zu-

rückerstattet werden soll, wenn die Deklaration der entsprechenden Einkünfte erst 
nachträglich erfolgt oder wenn die Steuerbehörde nicht deklarierte Einkünfte von 
sich aus aufrechnet. Was jedoch aus steuersystematischen Überlegungen ni cht 
einzuleuchten vermag, ist, weshalb die Nachdeklarat ion nur bis zur Rechts-
kraft der Veranlagung möglich sein soll . 

 
Werden nach Rechtskraft der Veranlagung steuerbare Einkünfte gemeldet oder ent-
deckt, so werden diese im Rahmen eines Nachsteuerverfahrens anschliessend er-
fasst. Die Einleitung eines Nachsteuerverfahrens bedeutet, dass die bereits rechts-
kräftige Veranlagung wieder geöffnet wird, um die betreffenden Steuerfaktoren 
nachträglich zu erfassen. Weshalb im Rahmen dieses Nachsteuerverfahrens die 
Rückerstattung der Verrechnungssteuer nicht mehr ge währt werden soll, ist 
unverständlich . Falls die unterbliebene Deklaration der Einkünfte in Hinterzie-
hungsabsicht erfolgt ist, so soll dieses Verhalten mit einer Hinterziehungsbusse 
sanktioniert werden. Die Verrechnungssteuer aber hat ihre Aufgabe als Sicherungs-
steuer erfüllt. Wenn die nachgemeldeten Einkommensbestandteile bei den direkten 
Steuern abgerechnet worden sind, besteht kein Grund mehr für eine Verrechnungs-
steuerbelastung. Der Bundesrat stellt in der Vernehmlassungsvorlage zu Recht fest, 
dass die Verweigerung der Verrechnungssteuerrückerstattung zusammen mit der 
gleichzeitigen Erfassung mit der Einkommenssteuer zu sehr hohen Belastungen 
führe, was von den Betroffenen als Strafe empfunden wird. Mit der Wiederherstel-
lung der früheren Praxis ist es aber nicht getan. 

 
−  Wird nämlich an der Voraussetzung der Rechtskraft festgehalten, so wird die Rück-

erstattungsmöglichkeit von Zufälligkeiten abhängig. Hat ein Steuerpflichtiger das 
Glück, dass seine Steuererklärung im Veranlagungsverfahren lange nicht behandelt 
wird und in diesem Zeitraum eine Nachdeklaration erfolgt, so erhält er die Verrech-
nungssteuer zurück, selbst wenn die Deklaration von der Steuerbehörde aus erfolgt. 
Vergisst ein Steuerpflichtiger jedoch die Deklaration eines Einkommensbestandteils 
und wird seine Veranlagung zügig vorgenommen, so kann die Zeitspanne für eine 
Nachdeklaration zu kurz sein und er bekommt die Verrechnungssteuer nicht mehr 
zurück. Es ist, mit Ausnahme der Verjährungsfrist, nicht na chvollziehbar, wes-
halb die Rückerstattung der Verrechnungssteuer von zeitlichen Faktoren bzw. 
von Zufälligkeiten abhängig gemacht wird.  

 
−  Bereits damals im Rahmen der Anhörung zum Entwurf des Kreisschreibens Nr. 40 

wurde von einigen Seiten darauf aufmerksam gemacht, dass mit der neuen und 
verschärften Rückerstattungspraxis die gesetzliche Möglichkeit des Meldeverfahren 
in vielen Fällen praktisch aufgehoben wird. Ist nämlich der Inhaber von Beteiligungs-
rechten in der betreffenden Steuerperiode bereits rechtskräftig eingeschätzt und er-
folgt nachher eine Aufrechnung bei einer Kapitalgesellschaft, selbst wenn es sich 
um eine Ermessensfrage handelt, ist das Meldeverfahren nicht mehr möglich. Das 
Kreisschreiben Nr. 40 sieht eine Rückerstattung der Verrechnungssteuer nur bei ei-
ner Nachdeklaration der Einkünfte aus eigenem Antrieb bis zur Rechtskraft der Ver-
anlagung des Beteiligungsrechtsinhabers vor. An dieser Situation ändert die Ver-
nehmlassungsvorlage nur wenig, weil die Rückerstattung der Verrechnungssteuer  
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nur bis zur Rechtskraft der Veranlagung des Beteiligten möglich ist. Für alle Auf-
rechnungen, die als geldwerte Leistungen qualifiziert werden, bleibt das Meldever-
fahren in diesen Fällen auch in Zukunft nicht anwendbar. Hinzu kommt, dass die 
Verrechnungssteuer im Wissen darum abgeliefert werden muss, dass infolge der 
Verweigerung des Meldeverfahrens auch die Rückerstattung der Verrechnungs-
steuer verweigert wird. 

 
−  Unterliegen beispielsweise nicht deklarierte Einkünfte nicht der Verrechnungssteuer, 

so droht bei einer Nichtdeklaration auch keine Sanktion in Form der Verweigerung 
der Verrechnungssteuerrückerstattung. Wie das Bundesgericht unlängst festgehal-
ten hat, ist die pauschale Steueranrechnung auch bei nachträglichen Deklarationen 
möglich, selbst wenn die Veranlagung bereits in Rechtskraft erwachsen ist. Der 
Grundsatz der Einheit der Rechtsordnung gebietet, dass auch die Verrechnungs-
steuer zurückerstattet wird, selbst wenn die Nachdeklaration nach der Rechtskraft 
der Veranlagung erfolgt. 

 
−  Letztlich hat der Bundesrat die vorliegende Vernehmlassung aufgrund eines Vor-

stosses von NR D. Schneeberger eröffnet. Sie fordert aber richtigerweise, dass die 
Rückerstattungsberechtigung auch auf Nachdeklarationen bei rechtskräftigen Ver-
anlagungen gewährt wird. Damit sollen insbesondere geldwerten Leistungen eben-
falls zur Rückerstattung berechtigen, auch wenn die Rechtskraft der Veranlagung 
bei den beteiligten Personen schon eingetreten ist. Die Festlegung des Zeitpunktes 
auf die Rechtskraft der Veranlagung, nach deren Eintritt eine Rückerstattung nicht 
mehr möglich sein soll, ist mit sachlichen Gründen nicht haltbar. 

 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Einschränkungen, wonach die Aufrechnung 
der Einkünfte bis zur Rechtskraft der Veranlagung zu erfolgen hat und die ursprüngliche 
Nichtdeklaration nicht auf einer Hinterziehungsabsicht basieren darf, aus steuersystema-
tischen Gründen abzulehnen ist. Um eine rechtsgleiche Rückerstattungspraxis zu errei-
chen, ist zu den Ursprüngen zurück zu kehren, d.h. zur Praxis bis zum Erlass Kreis-
schreiben Nr. 8. Wenn man Steuerpflichtige bestrafen will, so stehen die Hinterzie-
hungsbussen zur Verfügung. 

 
 
4. Vorschlag 
 

Gestützt auf die vorstehenden Ausführungen zu Ziffer 3 ist die Rückerstattungsmöglich-
keit auch auf Nachsteuerfälle bzw. -verfahren sowie auf Hinterziehungsfälle auszudeh-
nen. Wir schlagen Ihnen folgenden Wortlauft für den neuen Art. 23 Abs. 2 VSt vor: 
 
Die Verwirkung tritt nicht ein, wenn die Steuern auf diesen Einkünften im Rahmen des 
ordentlichen Veranlagungsverfahren oder in einem Nachsteuerverfahren entrichtet wur-
den. 
 
Mit diesem Vorschlag wird auch das Meldeverfahren wieder in vielen Fällen möglich, 
was den administrativen Aufwand erheblich senken wird. Gleichzeitig ist eine Rückwir-
kungsklausel in die Übergangsbestimmungen einzufügen, welche auf alle Fälle anwend-
bar ist, die von der geänderten Praxis gemäss Kreisschreiben Nr. 40 vom 11.03.2014 
betroffen sind. 
 
Diese Lösung hat den Vorteil, dass einerseits der Sicherungszweck der Verrechnungs-
steuer erfüllt ist und andererseits die Steuern sogar bezahlt sind. Allfällige Vorkommnis-
se mit Hinterziehungsabsicht können in Strafverfahren adäquat sanktioniert werden. 
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Wir bitten Sie um Kenntnisnahme und ersuchen Sie, unsere Auffassungen in die Steuerge-
setzgebung des Bundes einfliessen zu lassen. 
 
 
Freundliche Grüsse 
Zentralschweizerische Vereinigung diplomierter Steuerexperten (ZVDS) 
 
 
 
 
____________________ 
 

Bruno Kaech, Präsident 
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